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Liebe Leserinnen und Leser, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
mit jedem neuen Gesundheitsbericht oder Fehlzeitenreport der Krankenkassen wird erneut belegt: Wir haben in der 
Psychotherapie gravierende Versorgungsengpässe. Die Zahl der Menschen, die sich ambulant oder stationär behandeln 
lassen müssen oder die aufgrund einer psychischen Erkrankung arbeits- oder erwerbsunfähig werden, steigt Jahr für Jahr. 
Die Folgen davon sind monatelange Wartezeiten, überbelegte Kliniken und hohe Kosten für Unternehmen und Kran-
kenkassen.  
 

Das GKV-Versorgungsstrukturgesetz könnte die Versorgung psychisch kranker Menschen verbessern. Bisher droht statt-
dessen eine weitere Verschlechterung, weil psychotherapeutische Praxen abgebaut werden sollen. Deshalb haben wir in 
den vergangenen Monaten viele Gespräche geführt. Die Politik signalisierte, den Versorgungsnotstand bei den psychi-
schen Erkrankungen erkannt zu haben. Jetzt kommt es darauf an, dass die Politik während der parlamentarischen Bera-
tungen Taten folgen lässt und den Entwurf des GKV-Versorgungsstrukturgesetzes korrigiert.  
 
Herzlich 
 
Ihr Rainer Richter 

GKV-Versorgungsstrukturgesetz: 
Psychisch kranken Menschen droht Verschlechterung 

Am 3. August 2011 verab-
schiedete das Bundeskabinett 
den Entwurf für ein „Gesetz zur 
Verbesserung der Versorgungs-
strukturen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung“ (GKV-
Versorgungsstrukturgesetz – 
GKV-VStG). Die erste Lesung 
im Deutschen Bundestag ist am 
29. September 2011 geplant. 

 
Stilllegung von Praxen 

Bleibt es bei dem vorliegen-
den Entwurf, wird sich die Ver-
sorgung psychisch kranker 
Menschen weiter verschlech-
tern, denn in überversorgten 
Planungsbereichen sollen zu-
künftig Praxissitze abgebaut 
werden. Kassenärztlichen Ver-
einigungen soll es ermöglicht 
werden, in als überversorgt gel-
tenden Gebieten Praxen aufzu-
kaufen und stillzulegen. Dabei 
soll nicht der zwischen Praxis-
inhaber und Käufer vereinbarte 
Kaufpreis an den Praxisinhaber 
gezahlt werden, sondern ein da-
von unabhängig ermittelter 
Verkehrswert. 

 
Nun besteht in der Psycho-

therapie rein rechnerisch fast 
überall in Deutschland eine 

Überversorgung. Bundesweit 
warten jedoch psychisch kranke 
Patienten durchschnittlich drei 
Monate auf ein erstes Gespräch 
beim Psychotherapeuten. Bis 
zur eigentlichen Behandlung 
dauert es im Durchschnitt wei-
tere drei Monate, insgesamt al-
so sechs Monate. Dies verwun-
dert nicht, denn die Bedarfspla-
nung erklärt die Versorgungssi-
tuation des Jahres 1999 für an-
gemessen. Dabei herrschte be-
reits damals Unterversorgung. 

 
Prognos bestätigt  

Warnungen der BPtK 
Die Regelungen im Entwurf 

des GKV-Versorgungsstruktur-
gesetzes drohen, diese Unter-
versorgung extrem zu verschär-
fen. Sie ermöglichen es, insge-
samt knapp 6.000 Psychothera-
peutenpraxen in „überversorg-
ten“ Planungsbereichen zu 
schließen. Der GKV-Spitzen-
verband hat bei der Prognos AG 
ein Gutachten eingeholt, in 
welchem Zeitraum wie viele 
Praxen auf Grundlage des  
GKV-VStG stillgelegt werden 
können. Prognos kommt dabei 
zu dem Ergebnis, dass bereits 
im ersten Jahr nach Inkrafttre-

ten des Gesetzes über 2.000 
psychotherapeutische Praxen 
aufgekauft werden können. Da-
mit werden die Warnungen der 
Bundespsychotherapeutenkam-
mer (BPtK) bestätigt, die seit 
Beginn des Gesetzgebungsver-
fahrens auf den drohenden 
Kahlschlag in der Versorgung 
psychisch kranker Menschen 
aufmerksam macht. 

 
Bundesweite Standards 

Das Bundesgesundheitsminis-
terium weist darauf hin, dass 
die jetzigen Versorgungsgrade 
der Bedarfsplanung regional un-
ter Berücksichtigung von Mor-
bidität und Demografie korri-
giert werden sollen. Im Ergeb-
nis komme es dann nicht zum 
von der BPtK und Prognos er-
rechneten Abbau von Praxissit-
zen. Aber die Bedarfsplanungs-
Richtlinie soll laut GKV-VStG 
weiterhin einen einheitlichen 
bundesweiten Standard vorge-
ben, an dem sich die Sicherstel-
lung der Versorgung für die un-
terschiedlichen Arztgruppen 
messen lässt. Die zusätzlichen 
Kompetenzen auf Landesebene 
dienen der Berücksichtigung re-
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zent auf 37,7 Prozent mehr als 
verdoppelt. Dadurch entstehen 
Kosten in Höhe von mehr als 
vier Milliarden Euro pro Jahr. 

 
Mehr Psychotherapeuten  

notwendig 
Die psychotherapeutische 

Unterversorgung lässt sich an-
gesichts dieser Zahlen nicht 
mehr verleugnen. Krankenkas-
sen fordern daher pauschal 
mehr Kurzzeittherapien, ohne 
auf therapeutische Notwendig-
keiten Rücksicht zu nehmen. 
Außerdem berücksichtigen sie 
nicht, dass bereits heute etwa 
die Hälfte der ambulanten Psy-
chotherapien als Kurzzeitthera-
pie mit bis zu 25 Behandlungs-
stunden durchgeführt wird. Ei-
ne ambulante Psychotherapie 
dauert durchschnittlich 46 Stun-
den. Eine durchschnittliche 
Therapie kostet die Kranken-
versicherung knapp 3.700 Euro 
je Patient und die Kurzzeitthe-
rapie maximal 2.300 Euro. 

 
Gesetzentwurf nachbessern 
Aktuell diskutiert die Politik 

allerdings nicht über eine Ver-
besserung der Versorgung psy-
chisch kranker Menschen durch 
mehr Psychotherapeuten. Sie 
plant im Gegenteil den Abbau 
von Behandlungsplätzen. Für 
psychisch kranke Menschen 
geht es daher mit dem GKV-
Versorgungsstrukturgesetz der-
zeit um die Vermeidung einer 
Verschlechterung der Versor-
gung. Um dies zu erreichen, 
muss der Gesetzentwurf nach-
gebessert werden: 

 
• Kurzfristig: Neuberechnung 

des notwendigen Bedarfs an 
Psychotherapeuten je Einwoh-
ner. Dadurch kann der dro-
hende Abbau dringend benö-
tigter psychotherapeutischer 
Praxen verhindert werden. 

 
• Langfristig: Einführung eines 

Morbiditätsfaktors in die Be-
darfsplanung, damit Prävalenz 
und leitliniengerechte Versor-
gung zu den entscheidenden 
Kriterien werden, nach denen 
sich die Zahl der niedergelas-
senen Ärzte und Psychothera-
peuten berechnet. 

gionaler Besonderheiten. Die 
für die Arztgruppe „Psychothe-
rapeuten“ auf der Basis der Be-
darfsplanungs-Richtlinie ermit-
telten Versorgungsgrade kön-
nen nicht als bundesweiter 
Standard dienen, da sie derzeit 
keine auch nur annähernd zu-
verlässige Aussage zu Über-, 
Regel- oder Unterversorgung 
ermöglichen. Erst eine Neube-
rechnung der Verhältniszahlen 
auf den Stand 2011 würde im 
Ergebnis zu Versorgungsgraden 
führen, die bundesweit näher 
bei der Versorgungswirklichkeit 
liegen und die dann unter Be-
rücksichtigung regionaler Be-
sonderheiten angepasst werden 
müssten. 

 
Folgen langer Wartezeiten 
Die monatelangen Wartezei-

ten erhöhen für die Patienten 
das Risiko, dass sich ihre Er-
krankungen verschlimmern 
oder verlängern. So erkrankt 
zum Beispiel mehr als die Hälfte 
aller Patienten mit einer De-
pression erneut. Nach einer 

zweiten Erkrankung erhöht sich 
das Risiko, wieder zu erkran-
ken, auf 70 Prozent und beim 
dritten Mal steigt die Rückfall-
wahrscheinlichkeit auf 90 Pro-
zent. Für Patienten ist es daher 
wichtig, dass die Depression 
gleich beim ersten Mal erkannt 
und frühzeitig behandelt wird. 
Monatelange Wartezeiten ver-
längern die Erkrankungsdauer 
und verringern die Chancen auf 
eine erfolgreiche Behandlung. 
Eine rechtzeitige Psychothera-
pie senkt das Risiko, innerhalb 
der nächsten Jahre erneut zu er-
kranken, um rund 50 Prozent. 

 
Verdopplung im Krankenhaus 
Die Zahl der Menschen, die 

wegen psychischer Erkrankun-
gen stationär im Krankenhaus 
behandelt werden, stieg zwi-
schen 1990 und 2010 um 129 
Prozent und hat sich damit weit 
mehr als verdoppelt, wie der 
BARMER GEK Report Kran-
kenhaus 2011 belegt. Nach der 
Krankenhausbehandlung führen 
die monatelangen Wartezeiten 
bei niedergelassenen Psychothe-

rapeuten zu höheren 
Rückfallraten. 
 

Arbeitsunfähigkeit 
und Frührenten neh-

men zu 
Psychische Erkran-
kungen zählen heute 
zu den häufigsten Ur-
sachen von Krank-
schreibungen. Seit 
1999 hat die Zahl von 
Arbeitsunfähigkeitsta-
gen aufgrund psychi-
scher Erkrankungen 
um mehr als 50 Pro-
zent zugenommen. 
Psychische Erkran-
kungen führen außer-
dem immer häufiger 
zur Erwerbsunfähig-
keit: Die Zahl der 
Renten aufgrund psy-
chischer Erkrankun-
gen stieg zwischen 
1993 und 2009 um 
mehr als 50 Prozent. 
Ihr Anteil an den 
Renten wegen Er-
werbsunfähigkeit hat 
sich im gleichen Zeit-
raum von 15,4 Pro-
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„Demografiefaktor“ löst kein Problem 
 

Der Entwurf des GKV-Versorgungsstrukturgesetzes sieht vor, 
dass zukünftig in der Bedarfsplanung beim Verhältnis von 
psychotherapeutischen Praxen zu Einwohnern „die demogra-
phische Entwicklung zu berücksichtigen“ ist. Dieser Demo-
grafiefaktor kann den Mangel an psychotherapeutischen Be-
handlungsplätzen weiter verschärfen. 
 
Der Demografiefaktor berücksichtigt Veränderungen der regi-
onalen Bevölkerungsstrukturen, also z. B. den steigenden 
Anteil älterer Menschen an der Bevölkerung. Er ignoriert aber 
Defizite und vor allem Veränderungen beim Versorgungsbe-
darf. Beim Versorgungsbedarf geht die Regelung davon aus, 
dass zukünftig für ältere Menschen das gleiche Versorgungs-
angebot ausreicht wie bisher. 
 
Ältere Menschen nutzen heute kaum Psychotherapie. Auf-
grund der jahrzehntelangen Stigmatisierung psychischer Er-
krankungen nehmen sie Psychotherapie selten in Anspruch. 
Jüngere Generationen haben dagegen einen weit offeneren 
Umgang mit psychischen Krankheiten entwickelt. Die Bereit-
schaft, sich aufgrund einer psychischen Krankheit behandeln 
zu lassen, wird deshalb auch bei älteren Menschen steigen. 
Diese Veränderung des Versorgungsbedarfs kann durch den 
geplanten Demografiefaktor nicht erfasst werden. Er führt 
sogar dazu, dass in Zukunft ein sinkender psychotherapeuti-

scher Versorgungsbedarf angenommen 
wird und notwendige Behandlungska-
pazitäten abgebaut werden. Deshalb 
fordert die BPtK eine prospektive und 
morbiditätsorientierte Bedarfsplanung. 

BPtK-Studie „Warte-
zeiten in der ambulanten 

psychotherapeutischen 
Versorgung“: 

www.bptk.de  
unter Publikationen 

 
BARMER GEK Report 

Krankenhaus 2011: 
www.barmer-gek.de 

unter Presse 
 

Prognos-Gutachten: 
www.gkv-

spitzenverband.de 
unter Presse: Statement 
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BPtK-Dialog Eine unerträgliche Situation 

Wartezeiten in der Psychotherapie - Interview mit Dr. Šoljan 

 

Herr Šoljan: Wie viele Patien-
ten rufen bei Ihnen an, um sich 
nach einem Therapieplatz zu er-
kundigen? Viel zu viele. Weit 
mehr als wir mit unserer Praxis 
versorgen können. Wir haben 
erheblich mehr Patienten, die 
anfragen, als freie Therapieplät-
ze. Wir haben die Anfragen im 
Sekretariat im vergangenen Jahr 
2010 einmal gezählt: Es waren 
genau 1.356 Anrufer. Insgesamt 
konnten bei mir aber im Jahr 
2010 nur 58 Patienten eine Be-
handlung beginnen, bei meinen 
beiden ärztlichen Kolleginnen 
und Kollegen gut 102, bei den 
Ausbildungskandidaten – ich bin 
Lehrpraxis – noch einmal 49. 
Wir haben aber gut 1.150 Men-
schen in Not abgewiesen. Das ist 
ein katastrophal schlechtes Ver-
hältnis. Wer eine psychothera-
peutische Behandlung sucht, 
muss viel zu lange warten. Ein 
Patient wartet bei uns zwischen 
sechs und zwölf Monate auf ein 
erstes Gespräch. Ich halte dies 
für eine unerträgliche Situation, 
die allerdings schon seit Jahren 
besteht. Daran muss sich drin-
gend etwas ändern. Ich bin Psy-
chotherapeut geworden, um Pa-
tienten helfen zu können, und 
nicht, um sie zu vertrösten. 

 
Wie reagieren die Patienten? 

Viele, die anrufen, sind schon 
mit den Nerven am Ende, weil 
sie bereits bei mehr als 15 ande-
ren psychotherapeutischen Pra-
xen angerufen haben und nir-
gendwo ein Behandlungsplatz 
frei war. Bei uns in der Praxis 
sind Anrufer, die von 45 bis 70 
Absagen auf Therapieplatzanfra-
gen berichten, keine Ausnahme. 
Die Patienten, die noch nicht 
von den enormen Wartezeiten 
bei Psychotherapeuten gehört 
haben, reagieren mit Unglauben 
und Entsetzen. Nicht wenige 
Patienten haben lange gebraucht, 
bis sie sich zu einer Psychothera-
pie durchgerungen haben. Sie 
haben schon aufgrund der soma-
tischen Beschwerden viele Haus- 
und Fachärzte besucht, die ihnen 
allesamt, in bestem Fall, die Be-
fundfreiheit von organischen Er-

krankungen attestieren. Dann 
erkennen sie die Notwendigkeit 
der Psychotherapie, dann sagen 
wir, dass diese Menschen ein 
Jahr warten sollen?! Schrecklich! 

 
Wie lange sind in Düsseldorf 

die Wartezeiten? Auch in Düs-
seldorf warten Patienten im 
Durchschnitt mehr als neun 
Wochen auf ein erstes Gespräch 
und das, obwohl sich in Groß-
städten noch vergleichsweise 
viele Psychotherapeuten nieder-
lassen dürfen. Bis zur Aufnahme 
der Therapie vergehen in Düs-
seldorf weitere Wochen. War-
tezeiten von neun bis zwölf Mo-
naten sind bei uns in der Praxis 
die Regel, es sei denn, es passen 
Besonderheiten (wie die Akzep-
tanz von Sieben-Uhr-Terminen 
in der Früh‘; Wunsch nach 
Gruppe etc.). Nach der Be-
darfsplanungs-Richtlinie von 
1999 dürfen sich in Städten wie 
Düsseldorf 38,8 Psychothera-
peuten je 100.000 Einwohner 
niederlassen. Weil das aber nicht 
reicht, sind es tatsächlich schon 
43 Psychotherapeuten je 
100.000 Einwohner. Deshalb 
behaupten die Krankenkassen, 
Düsseldorf sei mit 122,2 Pro-
zent überversorgt. Das ist gro-
tesk angesichts der langen War-
telisten in den Praxen. Wir ha-
ben tatsächlich viel zu wenige 
Psychotherapeuten. Wir brau-
chen schlichtweg mehr Psycho-
therapeuten und veränderte Ar-
beitsmöglichkeiten wie leichtere 
Gruppenbehandlungen, spezielle 
Krisenziffern, mit denen wir oh-
ne Verwaltungsakte sofort 15 
Stunden Menschen in Not helfen 
dürfen. 

 
Wie bewerten Sie die langen 

Wartezeiten? Therapeutisch sind 
lange Wartezeiten inakzeptabel. 
Ein psychisch kranker Mensch 
sollte nicht länger als drei Wo-
chen auf ein erstes Gespräch bei 
einem Psychotherapeut warten 
müssen. Tatsächlich sind es in 
Deutschland im Schnitt rund 
drei Monate. Das muss dringend 
verkürzt werden. Und ganz 
schwierig wird es für uns, wenn 

die hilfesuchenden Menschen vor 
der Tür stehen und wir sie trotz 
der erkennbaren Not abweisen 
müssen. Das empfinde ich als 
Desaster. 

 
Was passiert, wenn psychisch 

Kranke monatelang warten müs-
sen? Die Patienten leiden. Das 
reicht mir eigentlich schon, um 
zu sagen, das darf nicht monate-
lang so sein, das müssen wir än-
dern. Die Politik scheint aller-
dings erst hellhörig zu werden, 
seit sich zeigt, dass ein nicht be-
handelter Patient teuer wird für 
die Sozialversicherungen und 
Unternehmen. Psychisch kranke 
Menschen werden häufig arbeits-
unfähig und zwar nicht eine Wo-
che, sondern wochenlang. De-
pressiv Kranke fallen fünf bis 
acht Wochen aus. Psychische 
Krankheiten gehören zu den 
wichtigsten Gründen für Fehlta-
ge am Arbeitsplatz. Psychische 
Krankheiten, die nicht behandelt 
werden, werden aber auch zu 
chronischen Krankheiten. Sie 
sind der häufigste Grund für 
Frührenten in Deutschland. Die 
Milliarden, die Unternehmen, 
Krankenkassen und Rentenversi-
cherung für psychische Krankhei-
ten ausgeben, sind der Grund, 
weshalb endlich über die viel zu 
langen Wartezeiten bei Psycho-
therapeuten diskutiert wird. Wie 
gesagt: Mir reicht als Grund ei-
gentlich schon aus, dass meine 
Patienten monatelang seelisch 
leiden, bevor ich mich um sie 
kümmern kann. Niemand würde 
einem Patienten mit akuten kör-
perlichen Schmerzen eine War-
teliste zumuten. 

 
Was machen Sie, wenn ein 

Patient einfach nicht warten 
kann? Die einzige Alternative ist 
das Krankenhaus. Dann rate ich, 
sich an die Ambulanz eines psy-
chiatrischen oder psychosomati-
schen Krankenhauses zu wenden. 
Deshalb steigen dort massiv die 
Kosten. Und nach dem Kranken-
haus heißt es dann für viele wie-
der: Monatelang warten und ei-
nen Rückfall riskieren. Ein Teu-
felskreis! 

Dr. Andreas Šoljan 
Psychologischer  
Psychotherapeut 

arbeitet in Düsseldorf-
Gerresheim mit zwei  
ärztlichen Kollegen in  

einer psychotherapeuti-
schen Praxisgemeinschaft  
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fünf und acht Wochen nicht 
arbeitsfähig, manche fallen 
sogar 13 Wochen lang aus. Die 
Dauer der Krankschreibungen 
aufgrund psychischer Erkran-
kungen hat sich über die Jahre 
nicht nennenswert verändert. 

 
AU und Alter 

Die BPtK hat in der diesjäh-
rigen Analyse untersucht, wie 
sich AU-Tage aufgrund psychi-
scher Erkrankungen bei jungen 
und alten Erwerbspersonen 
unterscheiden und inwieweit 
die Zunahme der AU-Fälle 
aufgrund psychischer Erkran-
kungen in den Altersgruppen 
unterschiedlich ausfällt. Hin-
tergrund dieser Fragestellung 
sind Hinweise aus wissenschaft-
lich-epidemiologischen Unter-
suchungen, nach denen bei der 
heutigen Generation junger 
Menschen psychische Erkran-
kungen häufiger erstmalig auf-
treten als bei jungen Menschen 
früherer Generationen (Mauz 
& Jacobi, 2008). 

 
Die AU-Fälle durch psychi-

sche Erkrankungen verteilen 
sich relativ gleichmäßig über 
die Altersgruppen (siehe Abbil-
dung 1). Dies entspricht – ab-
gesehen von einem leichten 
Anstieg in höheren Altersgrup-
pen – in etwa der Verteilung 
psychischer Erkrankungen in 
der Allgemeinbevölkerung 
(Jacobi et al. 2004; BPtK, 
2011). Die Bedeutung psychi-
scher Erkrankungen für die 
Krankenkassen nimmt jedoch 
mit dem Alter zu, da die Dauer 
einer Krankschreibung bei älte-
ren Menschen länger ist als bei 
jungen, sowohl bei somatischen 
als auch bei psychischen Er-
krankungen. Beispielsweise 
sind über 50-Jährige aufgrund 
psychischer Erkrankungen un-
gefähr doppelt so lange krank-
geschrieben wie 20- bis 25-Jäh-
rige.  

 
Außerdem sind auch jüngere 

Arbeitnehmer immer häufiger 
aufgrund psychischer Erkran-
kungen arbeitsunfähig. Das 
belegt ein Vergleich der AU-

Die BPtK analysiert jährlich 
die Daten der gesetzlichen 
Krankenversicherung zur Ar-
beitsunfähigkeit (AU) und fasst 
sie in eigenen Auswertungen 
zusammen. Danach sind psy-
chische Krankheiten immer 
häufiger der Grund dafür, dass 
Arbeitnehmer krankgeschrie-
ben werden. Mittlerweile ge-
hen rund 12 Prozent aller be-
trieblichen Fehltage auf psychi-
sche Erkrankungen zurück. 
Durch körperliche Erkrankun-
gen hingegen werden im Ver-
gleich zu den 1970er oder 
1980er Jahren deutlich weni-
ger Fehltage verursacht. Damit 
setzt sich der Trend der ver-
gangenen Jahre weiter fort. 
Nach Angaben der Betriebs-
krankenkassen entfielen 1976 
noch 46 Krankheitstage pro 
100 Versicherte auf psychische 
Erkrankungen. Aktuell sind es 
bei allen großen gesetzlichen 
Krankenkassen bereits mehr als 
150 Tage. 

Die ständig steigende Zahl 
der Tage, an denen Arbeitneh-
mer aufgrund psychischer 
Krankheiten arbeitsunfähig 
sind, belegt die tatsächliche 
Dimension psychischer Erkran-
kungen. Psychische Krankhei-
ten wurden jahrzehntelang 
übersehen oder nicht richtig 
diagnostiziert. Die wachsende 

Zahl von Arbeitnehmern, die 
aufgrund einer seelischen Stö-
rung arbeitsunfähig sind, ist 
deshalb nicht überraschend. 
Die Zunahme ist aber auch eine 
Folge der steigenden psycho-
mentalen Anforderungen in 
modernen Dienstleistungsge-
sellschaften. 

 
Dauer der Arbeitsunfähigkeit 
Psychische Erkrankungen 

führen zu verhältnismäßig  
langen Krankschreibungen, 
durchschnittlich zwischen drei 
und sechs Wochen. Demge-
genüber fällt ein Arbeitnehmer 
mit einer Atemwegserkran-
kung etwa nur eine Woche 
aus. Deutsche Arbeitnehmer 
erkranken am häufigsten an 
Depressionen, gefolgt von 
psychischen Erkrankungen, die 
durch belastende oder trauma-
tische Lebensereignisse hervor-
gerufen werden („Belastungs-
reaktionen oder Anpassungs-
störungen“). Danach folgen 

somatoforme Störungen, also 
körperliche Beschwerden, die 
keine organische Ursache ha-
ben, und „unspezif isch-
neurotische Diagnosen“. De-
pressionen verursachen deut-
lich längere Krankschreibungen 
als Belastungsreaktionen und 
Anpassungsstörungen. Ein de-
pressiv Kranker ist zwischen 

BPtK-Studie: Arbeitsunfähigkeit 2010 
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Abb. 1: AU-Fälle aufgrund psychischer Erkrankungen nach Altersgruppen 2009  
(Anzahl der Fälle von Arbeitsunfähigkeit je 100 Versichertenjahre) 
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Tage zwischen 2000 und 2009. 
Der Trend ist allerdings nicht 
bei allen Krankenkassen gleich-
mäßig. Die größten Zunahmen 
liegen bei der Techniker Kran-
kenkasse in der Altersgruppe 
der 30- bis 40-Jährigen, bei den 
Betriebskrankenkassen (BKK) 
bei den 25- bis 29-Jährigen und 
bei den Älteren zwischen 55 
und 59 Jahren. Bei der AOK 
verteilt sich die Zunahme der 
AU-Tage durch psychische Er-
krankungen relativ gleichmäßig 
über die Altersgruppen bis 49 
Jahre, während sie bei den 50- 
bis 59-Jährigen geringere Zu-
nahmen verzeichnet. Für die 
Deutsche Angestellten-Kran-
kenkasse (DAK) liegen die 
größten Veränderun-
gen der krankheitsbe-
dingten Fehltage in den 
jungen Altersgruppen 
vor (siehe Abbildung 
2). 

 
Die Unterschiede 

zwischen den Kran-
kenkassen können 
vom Versichertenpro-
fil oder auch dem 
Versorgungsmanage-
ment der Kranken-
kasse abhängig sein. 
Es kann aber auch 
nicht ausgeschlossen 
werden, dass ein Teil 
der Varianz auf unter-
schiedliche Darstel-
lungsmethoden zwi-
schen den Kranken-
kassen zurückgeht. 
Für die Zukunft wäre 
es wünschenswert, dass die 
Krankenkassen in ihren Gesund-
heitsreporten detaillierter und 
nach vereinheitlichten statisti-
schen Standards über psychische 
Erkrankungen berichten.  

 
Aus dem unterschiedlichen 

Altersverlauf der einzelnen 
psychischen Erkrankungen 
können beispielsweise gezielte, 
passgenaue betriebliche Prä-
ventionsprogramme, Rehabili-
tationsmaßnahmen oder Wie-
dereingliederungsprogramme 
abgeleitet werden. Angesichts 
der Dauer der AU-Zeiten auf-
grund psychischer Erkrankun-
gen ist es aber besonders wich-

tig, rechtzeitig einen niedrig-
schwelligen Zugang zur psy-
chotherapeutischen Versor-
gung zu ermöglichen. 

 
Kosten  

psychischer Erkrankungen 
Psychisch kranke Arbeitneh-

mer sind für Unternehmen 
bereits ein beträchtlicher Aus-
gabenfaktor. Nach Schätzun-
gen kosten allein die Fehltage 
depressiv erkrankter Arbeit-
nehmer die Unternehmen in 
Deutschland jährlich ca. 1,6 
Milliarden Euro. Für die Kran-
kenkassen kommen durch län-
ger andauernde psychische 
Erkrankungen Kosten durch 
Krankengeldzahlungen in Hö-

he von ca. zwei Milliarden 
Euro hinzu. Die Gesamtkosten 
der Krankhausbehandlung in 
den spezialisierten Fachabtei-
lungen belaufen sich auf rund 
4,6 Milliarden Euro, die Kos-
ten für die stationäre Rehabili-
tation auf 0,9 Milliarden. 
Schließlich sind psychische 
Krankheiten bereits der Haupt-
grund für Frührenten in 
Deutschland. Der Anteil der 
Renten aufgrund psychischer 
Erkrankungen hat sich von 15,4 
Prozent im Jahr 1993 auf 37,7 
Prozent im Jahr 2009 mehr als 
verdoppelt. Dadurch entstehen 
Kosten in Höhe von mehr als 
vier Milliarden Euro pro Jahr. 

Nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes sind die 
gesamten Kosten psychischer 
Erkrankungen zwischen 1993 
und 2008 von 19,1 Milliarden 
auf 28,7 Milliarden Euro gestie-
gen. Besonders stark stiegen die 
Krankheitskosten für depressive 
Erkrankungen: von 1,3 Milliar-
den auf 5,2 Milliarden Euro. 
Psychische Erkrankungen wa-
ren damit im Jahr 2008 die 
Krankheitsgruppe mit den 
dritthöchsten Kosten. In die 
Berechnung des Statistischen 
Bundesamtes flossen neben den 
medizinischen Heilbehandlun-
gen auch sämtliche Gesund-
heitsausgaben für Prävention, 
Rehabilitation und Pflege ein. 

Quellen: 
BPtK (2011). Psychische Erkran-

kungen - Keine Frage des Al-
ters. BPtK-Studie zur Arbeits-
unfähigkeit. www.bptk.de. 

Mauz E & Jacobi F (2008). Psy-
chische Störungen und soziale 
Ungleichheit im Geburtsko-
hortenvergleich. Psychiat Prax 
35, 343-352. 

Jacobi F, Klose M & Wittchen 
HU (2004). Psychische Stö-
rungen in der deutschen Allge-
meinbevölkerung: Inanspruch-
nahme von Gesundheitsleis-
tungen und Ausfalltage. Bun-
desgesundheitsbl - Gesund-
heitsforsch - Gesundheits-
schutz 47:736-744.  

Abb. 2: AU-Tage aufgrund psychischer Erkrankungen 2000 - 2009 
(Prozentuale Zunahme an Krankschreibungsfällen und -tagen aufgrund psychischer Erkrankungen pro  
100 Versicherten zwischen den Jahren 2000 und 2009) 

Quelle: BPtK, 2011 
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Viele Einsteigertarife von 
privaten Krankenversicherun-
gen (PKV) weisen „erhebliche 
Leistungseinschränkungen“ auf. 
Darauf weist eine Umfrage der 
Ratingagentur Franke und 

Bornberg hin, die 30 private 
Versicherungsanbieter unter-
sucht hat. Gespart wird an 
Psychotherapien, Kranken-
transporten oder der Finanzie-
rung einer künstlichen Be-

fruchtung. Mit Einstei-
gertarifen werben manche 
PKV-Unternehmen „ag-
gressiv“ um Kunden und 
erzielen damit zwischen 
75 und 80 Prozent ihres 
Neugeschäftes, ergab die 
Untersuchung von Franke 
und Bornberg (FAZ, 22. 
Juni 201). 
 
Die PKV setzt dabei den 
Rotstift insbesondere bei 
der ambulanten Psycho-
therapie an und streicht 
nicht selten die psycho-
therapeutische Behand-
lung ganz aus dem Leis-
tungskatalog. Damit geht 
der Versicherte ein hohes 
finanzielles Risiko ein: 
Jeder dritte bis vierte 
Bürger muss damit rech-

nen, im Laufe seines Lebens 
mindestens einmal psychisch 
krank zu werden. „Entgegen 
den eigenen hohen Qualitätsan-
sprüchen bieten private Kassen 
häufig nur einen mangelhaften 
Versicherungsschutz bei psy-
chischen Krankheiten“, kriti-
sierte Prof. Dr. Rainer Rich-
ter, Präsident der Bundespsy-
chotherapeutenkammer. „Die 
PKV fällt dabei häufig deutlich 
hinter das Angebot der gesetz-
lichen Krankenversicherung 
zurück.“ 

 
Kunden, die zur PKV wech-

seln, ist häufig nicht klar, dass 
viele Leistungen, die sie aus 
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung gewohnt sind, in den 
Einsteigertarifen der privaten 
Krankenversicherungen nicht 
enthalten sind. Manche Tarife 
könnten sich in der Zukunft 
auch als zu knapp kalkuliert 
herausstellen und zu überpro-
portionalen Beitragssteigerun-
gen führen. 

PKV-Einsteigertarife mit erheblichen Lücken  

 Quelle: Franke und Bornberg, Stand: 05/2011 

  Tabelle: Einsteigertarife der PKV ohne Psychotherapie  

 
 
  1) Tarif wird seit dem 01.08.2011 nicht       
      mehr angeboten. 
  2) Tarif wird ab dem 01.01.2012 nicht  
      mehr angeboten. 

Gesellschaft Tarif 
Beitrag (Mann,  

35 Jahre) 
in Euro 

Leistung  
für ambulante  

Psychotherapie 

Allianz AktiMed Start 70, 591 199,76  nein 

Bayerische Beam-
tenkrankenkassen GrundschutzPRIVAT 165,21 nein 

Central V333S21) 177,62 nein 

Deutscher Ring Classic, PIT 200,18 nein 

DKV BestMed1, G252) 164,59 nein 

Hanse Merkur Start FIT, KVG 130,42 nein 

HUK E 172,72 nein 

Mannheimer VSB 251,92 nein 

PAX ECO 189,48 nein 

R+V AGIL classic 196,01 nein 

Signal START, EKUR 214,16 nein 

UKV GrundschutzPRIVAT 165,21 nein 

Der Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages hat eine 
Petition befürwortet, die einen 
besseren Datenschutz beim 
Gutachterverfahren der priva-
ten Krankenversicherungen 
(PKV) fordert. Der Verfasser 
der Petition kritisiert, dass die 
privaten Krankenversicherun-
gen bei der Abrechnung von 
psychotherapeutischen Leistun-
gen persönliche Daten des Ver-
sicherten weitergeben, obwohl 
dies für die Zwecke der Ab-
rechnung nicht erforderlich sei.  

 
Die privaten Krankenversi-

cherungen fordern regelhaft 
psychotherapeutische Gutach-
ten ein, um festzustellen, ob 
eine Psychotherapie indiziert 
ist. Diese enthalten besonders 
sensible, personenbezogene Da-
ten, z. B. detaillierte Angaben 
zur Erkrankung. Der Petitions-
ausschuss macht darauf auf-
merksam, dass zwischen den 
Datenschutzbehörden und Län-

dern bereits im Jahr 1993 ein 
Verfahren über den Umgang 
mit Gutachten abgestimmt 
wurde. Es sieht vor, dass die 
privaten Krankenversicherun-
gen den Behandlungs- und Be-
fundbericht zunächst beim Ver-
sicherungsnehmer anfordern 
und so sicherstellen, dass dieser 
informiert ist. Weiter sehen 
diese Regelungen vor, dass der 
Versicherungsnehmer den Be-
richt direkt zu Händen des bera-
tenden Gutachters der Versiche-
rung schickt. Der Gutachter soll 
der Versicherung dann nur das 
Ergebnis seiner Prüfung mittei-
len.  

 
Im Petitionsausschuss bestand 

Einigkeit, dass nur die Gutachter 
des Versicherungsunternehmens 
inhaltlich Kenntnis erlangen 
sollen, nicht jedoch die Sachbe-
arbeiter der Versicherung. Die 
angeforderten, nicht-pseudony-
misierten Unterlagen sollen den 
Gutachtern daher im verschlos-

senen Umschlag ungeöffnet 
weitergeleitet werden. Diese 
entscheiden, ob ein Leistungsan-
spruch besteht oder nicht. Der 
Petitionsausschuss hegt jedoch 
Zweifel, ob das vereinbarte Ver-
fahren allen privaten Kranken-
versicherungen bekannt ist bzw. 
in der Verwaltung tatsächlich 
umgesetzt wird.  

 
Die Bundespsychotherapeu-

tenkammer spricht sich deshalb 
für eine Rechtsnorm aus, die – 
analog den Vorgaben bei der 
gesetzlichen Krankenversiche-
rung – festlegt, wie das Gutach-
terverfahren in der privaten 
Krankenversicherung und der 
Beihilfe im öffentlichen Dienst 
durchzuführen ist. Das anste-
hende Patientenrechtegesetz ist 
eine gute Möglichkeit, eine ver-
bindliche Rechtsnorm zum Da-
tenschutz im Gutachterverfah-
ren in der ambulanten Psycho-
therapie auch für PKV-Versi-
cherte zu erreichen. 

Petitionsausschuss: 
Datenschutz in der PKV verbessern 
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BPtK-Inside Unvertretbar lange Wartezeiten: 
Krankenkassen bestätigen BPtK-Studie 

Psychisch kranke Menschen 
finden in Deutschland viel zu 
oft keinen Psychotherapeuten, 
der sie rechtzeitig behandeln 
kann. 

 
Drei Monate Wartezeit 

Die BPtK-Umfrage, an der 
sich über 9.000 niedergelasse-
ne Psychotherapeuten beteilig-
ten, ergab durchschnittliche 
Wartezeiten auf ein erstes Ge-
spräch bei einem Psychothera-
peuten von drei Monaten. 
Nach diesem Gespräch begin-
nen rund 50 Prozent der Pati-
enten eine Therapie. Psychisch 
kranken Menschen wird damit 
eine aufwendige, zeitraubende 
und häufig vergebliche Suche 
nach einem niedergelassenen 
Psychotherapeuten zugemutet. 
Damit steigt die Gefahr, dass 
Patienten die Suche nach ei-
nem Behandlungsplatz entmu-
tigt aufgeben und auf eine 
dringend notwendige Behand-
lung verzichten. 

 
Stadt und Land 

Monatelange Wartezeiten 
bestehen in den Städten und 
auf dem Land. Selbst in angeb-
lich gut versorgten Großstäd-
ten warten Patienten durch-
schnittlich 9,3 Wochen auf ein 
psychotherapeutisches Erstge-
spräch. Der Anteil der Warte-
zeiten von über drei Wochen 
liegt dort bei 63,5 Prozent. 
Die BPtK fordert, dass die 
Wartezeiten beim niedergelas-
senen Psychotherapeuten 
höchstens drei Wochen betra-
gen sollen. Erheblich schlech-
ter als in den Städten ist die 
Versorgung in den ländlichen 
Regionen. Dort warten Pati-
enten sogar 15,3 Wochen auf 
einen ersten Termin beim Psy-
chotherapeuten. Der Anteil 
der Wartezeiten von über drei 
Wochen liegt dort bei 80,5 
Prozent. Am schlechtesten ist 
die Versorgung im Ruhrge-
biet, dort warten sogar neun 
von zehn Patienten (88 Pro-
zent) länger als drei Wochen. 
Zum Vergleich: Nur drei Pro-

zent der Patienten bei einem 
Hausarzt warten länger als 
drei Wochen auf einen Ter-
min, bei Fachärzten etwa 20 
Prozent. 

 
AOK- und DPtV-Umfragen 
Mittlerweile haben auch die 

Krankenkassen das Problem 
der langen Wartezeiten er-
kannt, wie eine Umfrage der 
AOK Rheinland/Hamburg 
zeigt. Dabei hatten sich Mitar-
beiter der AOK Rheinland als 
Patienten ausgegeben und in 
800 Anrufen bei niedergelas-
senen Praxen um einen Ter-
min gebeten. Danach warten 
GKV-Vers icherte  durch-
schnittlich 93,7 Tage – also 
drei Monate – auf einen Ter-
min beim Psychotherapeuten. 
Die Wartezeit bei Psychothe-
rapeuten war damit erheblich 
länger als bei anderen Arzt-
gruppen, z. B. 22 Tage bei 
Orthopäden. Privatversicherte 
warten durchschnittlich 88 
Tage, also ähnlich lange wie 
gesetzlich Versicherte, auf ein 
psychotherapeutisches Erstge-
spräch. Bei den anderen Arzt-
gruppen ist der Unterschied 
zwischen GKV- und PKV-Pa-
tienten deutlich größer. So 
warten Privatversicherte nur 
sechs Tage auf einen Termin 
beim Orthopäden.  

 
Auch eine Umfrage der 

Deutschen Psychotherapeuten-
Vereinigung, an der sich 2.500 
Psychotherapeuten beteiligten, 
bestätigt die langen Wartezei-
ten auf ein psychotherapeuti-
sches Erstgespräch. Die War-
tezeiten betrugen nach dieser 
Umfrage durchschnittlich 11,3 
Wochen. Auch nach dieser 
Umfrage warten Patienten in 
kleinstädtischen Regionen 
deutlich länger als in Groß-
städten.  

 
Mehr stationäre Behandlungen 

Wer keinen niedergelasse-
nen Psychotherapeuten findet, 
aber dringend eine Behandlung 
benötigt, muss sich an ein psy-

chiatrisches oder psychosoma-
tisches Krankenhaus wenden. 
Die ambulante Unterversor-
gung führt daher zu überflüssi-
gen und teuren Krankenhaus-
aufenthalten. Die Zahl der 
Menschen, die wegen psychi-
scher Erkrankungen stationär 
im Krankenhaus behandelt 
werden, stieg zwischen 1990 
und 2010 um 129 Prozent und 
hat sich damit weit mehr als 
verdoppelt, wie der BARMER 
GEK Report Krankenhaus 
2011 belegt. 70 Prozent dieser 
Patienten erhalten die Emp-
fehlung, sich ambulant psycho-
therapeutisch weiterbehandeln 
zu lassen. Eine Umfrage der 
BARMER GEK ergab, dass 55 
Prozent von ihnen länger als 
einen Monat auf die weiter-
führenden Psychotherapien 
warten mussten. An dieser 
Umfrage hatten sich 1.720 
Menschen beteiligt, die auf-
grund einer psychischen Er-
krankung stationär behandelt 
wurden. 83 Prozent dieser 
Patienten schätzten die Einzel-
gespräche in einer stationären 
Behandlung als hilfreich ein, 
mehr als die medikamentöse 
Behandlung (69 Prozent). 

 
Die langen Wartezeiten nach 

der stationären Behandlung sind 
eine Unterbrechung des Be-
handlungsprozesses. Hierdurch 
steigt auch das Risiko eines 
Rückfalls bzw. einer erneuten 
stationären Behandlung. 40 
Prozent der stationär behandel-
ten Menschen mit psychischen 
Erkrankungen mussten inner-
halb von zwei Jahren erneut 
stationär behandelt werden. 

 
Die Wartezeiten auf eine psy-

chotherapeutische Behandlung 
haben eine Dauer, die bei so-
matisch kranken Patienten zu 
Recht nicht hingenommen 
wird. Ein psychisch kranker 
Patient sollte genauso wie ein 
körperlich kranker Mensch 
nicht länger als drei Wochen 
auf einen ersten Behandlungs-
termin warten müssen. 

BPtK-Studie „Warte-
zeiten in der ambulan-
ten psychotherapeuti-
schen Versorgung“: 
www.bptk.de  
unter Publikationen 
 
DPtV-Umfrage 
„Abschlussbericht zur 
ambulanten psychothe-
rapeutischen Versor-
gung 2010“:  
www.dptv.de 
unter Versorgungsfor-
schung/Forschungs-
projekte 
 
BARMER GEK Report 
Krankenhaus 2011: 
www.barmer-gek.de 
unter Presse 
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Bipolare Störungen sind bei Kin-
dern und Jugendlichen in Europa 
immer noch sehr selten. Dies zeigen 
aktuelle Studien aus Großbritannien 
(Chan et al. 2010) und Deutschland 
(Holtmann et al. 2010). Danach ma-
chen sie in Deutschland lediglich 0,27 
Prozent der Krankenhauseinweisun-
gen wegen einer psychischen Störung 
aus. Allerdings war in der Alters-
gruppe der 15- bis 19-Jährigen zwi-
schen 2000 und 2007 eine Zunahme 
der Krankenhauseinweisungen um 68 
Prozent zu beobachten. 

 
In den USA war dagegen in 
den 1990er Jahren eine drama-
tische Zunahme der Bipolaren 
Störung im Kindes- und Ju-
gendalter beobachtet worden 
(Moreno et al. 2007). Grund 
war jedoch eine deutliche Auf-
weichung der diagnostischen 
Kriterien. Das führte zu einer 
verstärkten Überlappung mit 
den Kriterien für ADHS oder 
einer Störung des Sozialverhal-
tens. Zur Vermeidung von 
Fehldiagnosen macht die briti-
sche NICE-Leitlinie daher de-
zidierte Vorgaben für die Dia-
gnostik, insbesondere muss 

eine manische Episode und euphori-
sche Stimmung über mindestens sie-
ben Tage vorliegen. Erhöhte Reizbar-
keit ist dagegen kein diagnostisches 
Kernkriterium.  

Der Verband der Ersatzkassen (vdek) schaltete am 19.08.2011 sein neues „Arztin-
formationsportal“ frei. Die BPtK kritisiert insbesondere folgende Mängel des vdek-
Arztlotsen: 
• Das Internetportal erfordert keine Registrierung der Nutzer und ist damit im Gegensatz 

zum AOK-Arztnavigator besonders anfällig für Mehrfacheinträge und Manipulationen. 
• Das Internetportal sieht nicht vor, dass erst eine Mindestanzahl an Bewertungen gesam-

melt wird, ehe diese im Internet veröffentlicht werden. 
• Das Internetportal bietet Freitextfelder an, die zu Diffamierungen und verzerrenden 

Darstellungen verleiten können, gegen die sich der bewertete Arzt oder Psychothera-
peut aber kaum wehren kann. 

• Die Suchfunktion des Internetprotals bietet keine gesicherten Informationen zu Thera-
pieschwerpunkten. Die Informationen beruhen weitgehend auf unsystematischen 
Selbstangaben der Ärzte, die unvollständig und nicht qualitätsge-
sichert sind. 

„vdek-Arztlotse“ hat gravierende Mängel 
BPtK kritisiert neues Arztinformationsportal 

Prof. Dr. Gerd Gigerenzer, Direktor am Berliner Max-
Planck-Institut für Bildungsforschung, wird am 25. Oktober in 
der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften 
mit dem Deutschen Psychologie-Preis 2011 ausgezeichnet.  

 
Gerd Gigerenzer untersucht, wie Menschen unter realen 

Bedingungen – also mit begrenztem Wissen und begrenzter 
Zeit – Entscheidungen treffen. Dabei gelingt es ihm in ganz 
besonderer Weise, seine qualitativ herausragenden For-
schungsergebnisse einem breiteren Publikum nahezubringen.  

 
Der Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen (BDP), die Bundes-

psychotherapeutenkammer (BPtK), die Christoph-Dornier-Stiftung (CDS) und die 
Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) würdigen mit dem mit 20.000 Euro do-
tierten Preis herausragende Forschungsleistungen in der Psychologie, die sich durch 
hohe praktische Bedeutung auszeichnen. 

Deutscher Psychologie-Preis  
geht 2011 an Gerd Gigerenzer  

Die Krankheitslast (Burden of Disease) 
bei jungen Menschen ist wesentlich durch 
psychische Erkrankungen verursacht. Eine 
aktuelle Analyse der WHO-Studie von Go-
re et al. (2011) konnte ihre besondere Rele-
vanz verdeutlichen. Auf der Basis der  
WHO-Daten von 2004 zeigen die Autoren 
der Studie, dass die Altersgruppe der 10- bis 
24-Jährigen weltweit einen Anteil von im-
merhin 15,5 Prozent der Krankheitslasten 
insgesamt trägt, davon geht mit 45 Prozent 
fast die Hälfte auf psychische Erkrankungen 
zurück. Bei den Krankheitslasten wurden 
sowohl die verlorenen Lebensjahre durch 

vorzeitiges Versterben als auch die mit Be-
hinderung verbrachten Lebensjahre berück-
sichtigt. 

 
Für diese Altersgruppe sind in allen Regi-

onen der Erde psychische Erkrankungen die 
führende Ursache für Krankheitslasten. In 
den Altersgruppen der 15- bis 19-Jährigen 
und der 20- bis 24-Jährigen stellen die psy-
chischen Erkrankungen sogar fünf der zehn 
wichtigsten Ursachen dar. Vorrangig sind 
hierbei unipolare depressive Störungen, 
Schizophrenie, Bipolare Störungen und al-
koholbezogene Störungen.  

Psychische Erkrankungen prägen  
bei jungen Menschen die Krankheitslast 
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